
 
v.i.S.d.P.: HGF Dr. Bernd Jürgen Schneider 
presse@kommunen-in-nrw.de 
www.kommunen-in-nrw.de 

Pressesprecher Martin Lehrer M.A. 
Telefon 0211 . 4587-230 
Telefax 0211 . 4587-292/211 

Städte- und Gemeindebund NRW 
Kaiserswerther Straße 199-201 
40474 Düsseldorf 

  

S. 

 
 
 
12/2012 Düsseldorf, 31.05.2012 
 
 

10-Punkte-Plan zum Kita-
Ausbau reicht nicht aus  
 
Städte- und Gemeindebund NRW fordert Krisengipfel aus Bund, 
Ländern und Kommunen sowie mehr Bundeszuschüsse 
 
Der Städte- und Gemeindebund NRW fordert die Einberufung eines 
Krisengipfels aus Bund, Ländern und Kommunen, um die Hindernisse 
beim Ausbau der Betreuung unter Dreijähriger zu beseitigen. Dabei 
müsse ein neues, vom Bund finanziertes Förderprogramm auf den Weg 
gebracht werden. "Anders ist der Rechtsanspruch auf einen 
Krippenplatz ab Sommer 2013 nicht einzulösen", warnte der 
Hauptgeschäftsführer des kommunalen Spitzenverbandes, Dr. Bernd 
Jürgen Schneider, heute in Düsseldorf.  

Der von Bundesfamilienministerin Kristina Schröder vorgelegte 10-
Punkte-Plan reiche nicht aus, um dieses hochgesteckte Ziel zu 
erreichen. "Wenn in Nordrhein-Westfalen tatsächlich mehr Plätze 
geschaffen werden sollen als für 32 Prozent eines Jahrgangs, muss der 
Bund mehrere Milliarden Euro zusätzlich investieren", machte 
Schneider deutlich. Zinsgünstige Kredite seien für die meisten NRW-
Kommunen keine Lösung. Denn viele befänden sich in der 
Haushaltssicherung oder im Nothaushalt und hätten schon bedrohlich 
viele Schulden aufgehäuft. "Kommunen brauchen aber keine neuen 
Schulden, sondern eine wirksame finanzielle Unterstützung durch 
Bund und Länder", so Schneider.  

Kritisch zu bewerten sei auch die Festlegung zusätzlicher Standards in 
einem so genannten Qualitätsgesetz, legte Schneider dar. Mehr als 
fraglich sei, ob dies dem Bund überhaupt zustehe. Zudem würden 
dadurch möglicherweise neue Hürden errichtet, die zusätzlichen 
Finanzbedarf erzeugten. "Sollte das kommen, muss der Bund die 
entsprechenden Kosten erstatten", so Schneider.  

Denkbar sei vielmehr, für eine Übergangszeit die Standards 
abzusenken. Dies dürfe allerdings nicht erkennbar zulasten der 
Qualität in der Betreuung gehen. 

Für Rückfragen am 31.05.2012: Dr. Matthias Menzel (Hauptreferent für  

Jugend, Soziales und Gesundheit ab 01.06.2012), Tel. 0211-4587-234 
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